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BAG Bundesamt für Gesundheit
EL Ergänzungsleistungen
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
SGV Schweizerischer Gewerbeverband

OFSP Office fédéral de la santé publique
PC Prestations complémentaires
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
USS Union syndicale suisse
AOS Assurance obligatoire des soins
USAM Union suisse des arts et métiers
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Die Entwicklungen im Krankenversicherungsbereich, insbesondere die vor allem wegen
der Mengenausweitung ständig über der Erhöhung der effektiven Gesundheitskosten
liegenden Prämienaufschläge der Krankenkassen gehören heute zu den Hauptsorgen
der Bevölkerung. Im Berichtsjahr wurden im Krankenversicherungsbereich 5
Volksinitiativen lanciert resp. angekündigt, deren Chancen auf Gelingen allerdings recht
unterschiedlich einzustufen sind. Ein Westschweizer Komitee, dem als einziger
bekannter Politiker Nationalrat Vaudroz (cvp, GE) angehört, startete eine Initiative
(„Krankenkassenprämien in den Griff bekommen“), die mehr Transparenz bei der
Festsetzung der Prämien verlangt. Ebenfalls primär aus der Romandie rekrutiert sich
ein weiteres Komitee, das auf Internet eine Volksinitiative „für die Aufhebung der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung“ lancierte. Im Kanton Waadt wurde von der
PdA mit Unterstützung der Grünen und einer Gewerkschaft eine Initiative lanciert, die
eine kantonale Einheitskasse für die Grundversicherung verlangt. Die Westschweizer
Familienbewegung „Mouvement populaire des familles“ verabschiedete im Sommer ein
Initiativprojekt für eine nationale Einheitskasse mit einkommensabhängigen Prämien in
der Grundversicherung. Unterstützung fand sie bei der Grünen Partei der Schweiz, der
PdA sowie weiteren Organisationen aus dem Sozial- und Gesundheitsbereich. Die
Gesundheitsdirektoren der Westschweiz und des Tessin erklärten, mittelfristig eine
öffentliche Einheitskasse für die ganze Schweiz anzustreben, konnten sich aber über
die Modalitäten noch nicht einigen. Noch nicht lanciert, aber von den Delegierten mit
grossem Mehr angenommen wurde eine Volksinitiative der SVP („für tiefere
Krankenkassenprämien in der Grundversicherung“). Wie der Präsident des
Initiativkomitees, der Zürcher Nationalrat Bortoluzzi ausführte, will seine Partei damit
gegen den „Zwang zur Überversicherung“ und eine „rücksichtslose
Solidaritätsverpflichtung um jeden Preis“ angehen. Neben der ohnehin aufgegleisten
Aufhebung des Kontrahierungszwangs zwischen Versicherern und Leistungserbringern
schlug die SVP ihren Delegierten eine Reduktion der obligatorischen
Grundversicherung auf einen minimalen Standard vor. Was medizinisch nicht dringend
notwendig, sondern nur erwünscht ist, soll freiwillig in Zusatzversicherungen versichert
werden. Bund und Kantone sollen sich mit 50% an der Finanzierung der
Grundversicherung beteiligen. Definitiv gescheitert ist die „miniMax-Initiative“, für
welche vor allem die EDU Stimmen sammelte. Auch sie hatte die Zweiteilung der
Grundversicherung in einen reduzierten obligatorischen Leistungskatalog und
freiwillige Zusatzversicherungen postuliert. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.09.2002
MARIANNE BENTELI

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat eine Änderung des KVG in die Vernehmlassung. Da
der Anstieg der Gesundheitskosten – jährlich steigen die Vergütungen von
medizinischen Leistungen durch die OKP pro Kopf um etwa 4 Prozent – nicht nur durch
demografische Faktoren erklärt werden könne, sondern auch auf eine
Mengenausweitung zurückzuführen sei, wollte der Bundesrat die Franchisen
regelmässig an die Kostenentwicklung der OKP anpassen. Durch diese Massnahme, wie
sie durch die Motion Bischofberger (cvp, AI; Mo. 15.4157) angeregt worden war, könne
die Eigenverantwortung der Versicherten gestärkt werden, erklärte der Bundesrat.
Konkret sollen alle Franchisen um CHF 50 erhöht werden, sobald die
durchschnittlichen Bruttokosten der Leistungen pro Person mehr als dreizehnmal
höher sind als die ordentliche Franchise. Damit soll das maximale Verhältnis von 1:12
zwischen der Höhe der ordentlichen Franchise und den Bruttokosten, wie es bei
Einführung des KVG und bei der letzten Erhöhung der Franchisen vorgelegen hatte,
gewahrt werden. Somit werden die Zeitabstände der Franchisenerhöhungen von der
Kostenentwicklung in der OKP abhängig gemacht. Der Bundesrat rechnete damit, dass
eine Bruttokostenhöhe von CHF 3'900 eine erste automatische Erhöhung der
Franchisen im Jahr 2020 nötig machen würde. 

In der Vernehmlassung, die zwischen Juni und Oktober 2017 stattfand, meldeten sich 65
Organisationen zu Wort. Die Mehrheit der Organisationen – darunter 14 Kantone, die
meisten teilnehmenden Parteien (CVP, FDP, GLP und SVP), economiesuisse und der SGV
sowie die Verbände der Leistungserbringer – stimmte der Vorlage vorbehaltlos zu.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.07.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Gelobt wurden insbesondere die Stärkung der Eigenverantwortung und die erwartete
dämpfende Wirkung auf den Leistungsbezug. 
Auf Ablehnung stiess die Vorlage auf linker Seite: Unter anderem die SP, die Grünen und
der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB), aber zum Beispiel auch der
Schweizerische Gehörlosenbund und Inclusion Handicap sowie sieben Kantone (BE, FR,
NE, SO, TI, VD, VS) lehnten die entsprechende Änderung des KVG ab. Kritisiert wurde,
dass durch die Änderung mehr Personen von der Sozialhilfe abhängig würden und dass
dadurch sowie durch die höheren Ausgaben der EL die Kosten für Kantone und
Gemeinden anstiegen. Die Kritiker der Vorlage bezweifelten überdies, dass die
Änderung tatsächlich zu einer Senkung der Inanspruchnahme von
Gesundheitsleistungen führen würde: Bei den Versicherten mit der Grundfranchise, auf
die sich eine Franchisenerhöhung am stärksten auswirke, würde eine Erhöhung um CHF
50 kaum ins Gewicht fallen, da sie bereits sehr hohe Kosten hätten. Somit würden diese
auch kaum ihr Verhalten ändern. Stattdessen untergrabe die Vorlage die Solidarität
zwischen Gesunden und Kranken – wurde kritisiert –, weil diejenigen bestraft würden,
die Leistungen beanspruchen müssten. 2

An der Vernehmlassung zum ersten Massnahmenpaket zur Kostendämpfung im
Gesundheitswesen zwischen September und Dezember 2018 beteiligten sich 150
Einheiten und Organisationen, darunter alle Kantone, die sieben grossen nationalen
Parteien, der Städte- und der Gemeindeverband, Dachverbände der Wirtschaft,
Konsumenten-, Patienten-, Leistungserbringenden- sowie Versichererverbände.
Entsprechend breit war trotz Lobes für die Bemühungen des Bundesrates zur
Kostensenkung auch die Kritik an dem neuen Projekt. Insbesondere wurde vor
Wechselwirkungen mit anderen Revisionen, vor Finanzierungs- oder
Versorgungsproblemen sowie vor einer verstärkten Bürokratisierung oder staatlichen
Steuerung gewarnt, wie das BAG in seinem Ergebnisbericht erklärte. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

1) BBl, 2002, S. 5121; BBl, 2002, S. 5919ff.; BBl, 2002, S. 785ff.; Lib., 7.2.02.; NZZ, 14.10.02.; NZZ, 27.5.02; WoZ, 30.5. und
21.11.02; Bund, 18.3.02; TA, 10.10.02; Presse vom 14.1., 30.4. und 26.8.; Presse vom 6.2.02.; TA, 14.8.02; 24h, 6.9.02; LT und
TG, 10.9.02; TG, 21.10.02. ; TA, 15.1.02; NZZ, 8.6.02
2) Begleitschreiben zur Vernehmlassung vom 28.6.17; Ergebnisbericht zur Vernehmlassung vom 1.12.17
3) Ergebnisbericht zur Vernehmlassung
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